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Beschleunigung des allmählichen Ausstiegs  
der EU aus Gas und anderen Energierohstoffen 

aus Russland 
Russlands Krieg in der Ukraine hat die EU dazu veranlasst, Maßnahmen für ihre Energieversorgungssicherheit zu 
ergreifen. Drei Jahre später sind die Ergebnisse positiv, doch kann noch mehr getan werden, um die Abhängigkeit 
der EU von fossilen Brennstoffen und Kernbrennstoffen aus Russland weiter zu verringern. Die Kommission soll 
in der März-Plenartagung eine einschlägige Erklärung abgeben. 

Von 2022 bis heute – Errungenschaften der EU im Bereich der 
Energieversorgungssicherheit 
Russlands Invasion in die Ukraine und der Einsatz seiner Energielieferungen als Waffe sind eine Gefahr für 
die Energieversorgungssicherheit der EU, was die Mitgliedstaaten dazu veranlasst hat, ihre 
Energiepartnerschaften zu diversifizieren. Als Reaktion darauf hat die EU den REPowerEU-Plan auf den 
Weg gebracht, um ihre Energieversorgungssicherheit zu erhöhen, unter anderem durch die Entkopplung 
der EU von fossilen Brennstoffen aus Russland weit vor 2030. Wie aus dem Bericht über die Lage der 
Energieunion 2024 hervorgeht, gingen die Einfuhren von Gas aus Russland (sowohl Flüssigerdgas (LNG) als 
auch über Fernleitungen) zwischen 2021 und Mitte 2024 von 45 % der gesamten Gaseinfuhren der EU auf 
18 % (von 150,2 Mrd. m³ auf 25,4 Mrd. m³) zurück. Im selben Zeitraum erhöhte die EU die Einfuhren fossiler 
Brennstoffe aus anderen Partnerländern wie Norwegen und den USA (34 % bzw. 18 % der Gaseinfuhren der 
EU im ersten Halbjahr 2024) und unterzeichnete zur Sicherung der Energieversorgung Absichtserklärungen 
mit Ländern in ihrer Nachbarschaft (z. B. Ägypten) und anderen Regionen (z. B. Kasachstan). Darüber hinaus 
haben die Mitgliedstaaten 12 neue LNG-Terminals und sechs Projekte zum Ausbau bestehender Terminals 
in Auftrag gegeben. Neben dieser Diversifizierung der Einfuhren gelang es der EU, den Gasverbrauch von 
August 2022 bis Mai 2024 um 18 % (138 Mrd. m³) zu senken. Außerdem wurden verbindliche Ziele für die 
Befüllung von Gasspeichern festgelegt, damit es im Winter nicht zu einer Krise kommt. Dank des Einsatzes 
der Mitgliedstaaten und eines milden Winters hatte die EU das Ziel, die Speicher zu 90 % zu befüllen, am 
19. August 2024 erreicht. Zudem beruht der REPowerEU-Plan teilweise darauf, fossile Brennstoffe im 
Energiemix durch erneuerbare Energieträger zu ersetzen. In diesem Zusammenhang hatten die 
Mitgliedstaaten bis Ende 2024 eine neue Solarenergieerzeugungskapazität von 96 Gigawatt (GW) 
installiert, während die EU bei der Windenergie eine kumulierte installierte Kapazität von 221 GW erreicht 
hatte. 

Weitere Maßnahmen in der Zukunft 
Bereits in einem früheren Briefing des EPRS wurde darauf hingewiesen, dass Gas aus Russland im 
Gegensatz zu Öl und Kohle keinen EU-Sanktionen unterliegt. Obwohl die EU ihre Abhängigkeit seit 2021 
verringert hat, kam es im vergangenen Jahr zu einem Anstieg der Flüssigerdgaseinfuhren aus Russland (von 
12 % der LNG-Einfuhren in die EU im Jahr 2023 auf 17 % im Jahr 2024). Zwar hat die EU im 
14. Sanktionspaket die Umladung von Flüssigerdgas aus Russland in ihrem Hoheitsgebiet verboten, doch 
gelang es nicht, die Gespräche über die allmähliche Einstellung des Erwerbs von Flüssigerdgas aus Russland 
im 16. Paket erfolgreich abzuschließen. Darüber hinaus ist infolge von Ausnahmen von den Sanktionen die 
Einfuhr von Rohöl über Fernleitungen nach Ungarn, die Slowakei und Tschechien nach wie vor möglich. 
Zudem gibt es ein Schlupfloch in Bezug auf die Raffination, über das Länder, die keine Sanktionen gegen 
Russland verhängt haben (wie Indien und der Türkei) Öl aus Russland einführen, raffinieren und die 
raffinierten Erzeugnisse in Länder ausführen können, die Sanktionen gegen Russland verhängt haben. 
Infolgedessen sind die Rohölausfuhren Russlands im Jahr 2024 weiter gestiegen. Sachverständige sprechen 
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sich dafür aus, dass die G7 die Durchsetzung der Ölpreisobergrenze weiter verschärfen, Russland am 
Ausbau seiner Schattenflotte hindern und die Preisobergrenzen für Rohöl und Ölerzeugnisse aus Russland 
weiter senken. Es gibt auch Forderungen, die Maßnahmen der vorherigen US-Regierung zu übernehmen 
und Kernbrennstoffe und die entsprechenden Dienstleistungen aus Russland mit Sanktionen zu belegen. 
Allerdings gibt es Widerstand, da bereits in sechs Mitgliedstaaten Reaktoren gebaut wurden, die Brennstoff 
auf Russland benötigen, und bestimmte Mitgliedstaaten gegen diese Sanktionen sind, obwohl die 
Kommission zugesagt hat, weitere Wege zu sondieren. 

Standpunkt des Europäischen Parlaments 
Das Europäische Parlament forderte in seiner Entschließung vom November 2024 zu Maßnahmen der EU 
gegen russische Schattenflotten die EU und die Mitgliedstaaten auf, alle Einfuhren fossiler Brennstoffe aus 
Russland zu verbieten, die Anforderung einzuführen, dass Schiffen, die Flüssigerdgas aus Russland 
ausführen, der Zugang zu Häfen und Seeverkehrsdiensten der EU verwehrt wird, die Einfuhr von 
Nuklearprodukten aus Russland zu verbieten und keine neuen Abkommen mit Rosatom oder deren 
Tochtergesellschaften zu schließen. 
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